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Auf die Anfrage Nr. 420, welche die Abgeordneten Kammerhofer und 

Genossen am 19.3.1980, betreffend die Erteilung des Planungsauftra­

ges für den Neubau des Gerichtsgebäudes in Steyr an mich gerichtet 

haben, beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Das Bundesministerium für Justiz hat schon vor mehreren Jahren 

darauf hingewiesen, daß das derzeitige Gerichtsgebäude in Steyr 

unter Raumnot leidet. Das Bundesministerium für Bauten und Technik 

hat in der Folge den Vorschlag gemacht, für die Erweiterung des 

Gerichtes, welches im Stadtkern Steyr' s liegt, ein in unmittelbarer 

Nähe gelegenes bundeseigenes Gebäude (Pfarrgasse 1) heranzuziehen. 

Es erschien geeignet, nach einer Adaptierung für Gerichtszwecke den 

Raumbedürfnissen der Justizverwaltung zu entsprechen. Damit hätte 

mit wesentlich geringerem Aufwand als es ein Neubau erfordert den 

Bedürfnissen des Kreisgerichtes entsprochen werden können. Die ört­

lichen Stellen haben aber diesen Vorschlag aus subjektiv verständlichen 

Gründen abgelehnt und einen Neubau gefordert. Das Gebäude Pfarrgasse 1 

wurde, da kein weiterer Bundesbedarf vorlag, verkauft. Eine ähnliche 

Vorgangsweise wird wohl dem schönen, erhaltungswürdigen und den 

Hauptplatz von Steyr dominierenden derzeitigen Gerichtsgebäude be­

vorstehen, wenn ein Neubau fertiggestellt sein wird. 
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Angesichts der Vielzahl laufender Bauvorhaben und fertiggestellter 

Planungen für Bauvorhaben höchster Dringlichkeit im gesamten Bundes·­

gebiet, wird bei annähernd gleichbleibenden Budgetmitteln für den 

staatl. Hochbau ein Baubeginn des Kreisgerichte.s Steyr in den nächsten 

Jahren nicht möglich sein. Dem Bundesrninisterium für Bauten und 

Technik erscheint daher aus Gründen der gebotenen Sparsamkeit und 

Wirtschaftlichkeit nicht vertretbar, die Planung zu beauftragen. 

Nach dem F AG 1973 müssen nämlich die Planungskosten von Vorha­

ben, die nicht innerhalb von 3 Jahren realisiert werden, den Ländern 

refundiert werden. 
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